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Kommission lagerung hoch radioak2ver 
Abfallstoffe
• Vorsitz: Ursula Heinen-Esser, Michael Müller 
• (47 Mitglieder)



Empfehlungen der Kommission

• Abschlussbericht der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
(2016), S. 35 zum Zeitbedarf im Standortauswahlverfahren:
• eine zügige Realisierung der Endlagerung der hoch radioaktiven Abfallstoffe ist 

wichtig. Dabei haben Sicherheit und Partizipation aber Priorität; in der Abwägung ist 
allerdings auch die Zwischenlagerproblematik zu berücksichtigen.

• der Vorhabenträger soll im Rahmen des Standortauswahlverfahrens frühzeitig einen 
Rahmenterminplan mit Eckterminen und Meilensteinen entwickeln.

• alle Verfahrensbeteiligten sind gefordert, das Verfahren der Standortauswahl sowie 
der Einrichtung eines Endlagers zu optimieren, um es zügig durchzuführen und die 
Projektabwicklung möglichst zeiteffizient zu gestalten.

• Verfahrensschritte sollten, wo es möglich ist, parallel verfolgt werden.
• Forschung soll gefördert werden, um Optionen zu entwickeln, wie zeitintensive 

Prozesse, etwa die untertägige Erkundung, verkürzt werden können.



(Selbst-) Kontrolle der Beachtung dieser Verfahrensleitsätze durch alle Akteure des Standortauswahlverfahrens

NBG als unabhängiger und vermittelnder Begleiter mit dem Ziel, so Vertrauen in  die Verfahrensdurchführung 
zu ermöglichen (§ 8 Absatz 1 Satz 1 StandAG)







Workshop des NBG 2. Februar 2019 

• Rund 130 Interessierte kamen zusammen, um den 
aktuellen Stand zu Geodaten und zum 
Geologiedatengesetz zu disku7eren.

• Livestreaming.

• Das Geologiedatengesetz wurde am 5. Juni 2020 mit der 
Zus7mmung des Bundesrates verabschiedet und trat am 
30. Juni 2020 in KraV.



Gutachten des NBG



Stand: 2021 BGE Bericht

hWps://www.bge.de/en/sitesearch/sub-areas-interim-report/

FachkonferenzTeilgebiete
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• 46% der Fläche der Bundesrepublik wurden 
ausgeschlossen 

• 54% sind noch im Verfahren

• 90 Teilgebiete in fast allen Bundesländern 
ausgewiesen (Ausnahme: Saarland)

• die meiste Flächen liegen in Bayern und 
Niedersachsen







Koali&onsvertrag zwischen CSU, Freiwähler: Freiheit und 
Stabilität, 2023 bis 2028

Koali&onsvertrag zwischen CSU, Freiewähler: 
Für ein bürgernahes Bayern, 2018-2023. 

„Wir denken beim Schutz unserer Heimat über Generationen hinaus. Wir sind überzeugt, dass 
bayern kein geeigneter Standort für ein Atomendlager ist.“ 

„Auch die Suche nach einem geeigneten Endlagerstandort für hochradioakAve Abfalle muss 
zügig zu einem Abschluss gebracht werden. Dabei muss die Sicherheit an oberster Stelle stehen. 
Geologisch ungeeignete Regionen müssen vom Bund sofort ausgeschlossen werden. Wir sind 
überzeugt, dass Bayern kein geologisch geeigneter Standort für ein Atomendlager ist. „



18.09.2020
Mit den Fachkonferenzen startete das erste 
gesetzlich vorgeschriebene Format der 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Wie die Öffentlichkeitsbeteiligung zwischen 
der gesetzlich verankerten Fachkonferenz 
Teilgebiete und den Regionalkonferenzen 
aussieht, hat der Gesetzgeber 
offengelassen. Um diese "Beteiligungslücke" 
bis zu den Regionalkonferenzen zu 
schließen, wurde das Format Forum 
Endlagersuche ins Leben gerufen.

https://www.nationales-begleitgremium.de/DE/Endlagersuche/Teilgebiete/_docs/DE/Endlagersuche/Oeffentlichkeitsbeteiligung/_docs/Forum_Endlagersuche.html?nn=50664
https://www.nationales-begleitgremium.de/DE/Endlagersuche/Teilgebiete/_docs/DE/Endlagersuche/Oeffentlichkeitsbeteiligung/_docs/Forum_Endlagersuche.html?nn=50664


Michael Bauchmüller, Süddeutsche Zeitung, https://www.sueddeutsche.de/politik/endlager-
atommuell-1.5694547?reduced=true

Süddeutsche Zeitung



BundesgesellschaV für Endlagerung



Endlagersuche dauert länger

Mögliche Szenarien für die zeitliche Betrachtung des gesamten Standortauswahlverfahrens, Grafik: Bundesgesellscha? für Endlagerung mbh.

• Vorschlag Standortregionen: 2. Halbjahr 2027

• Vorschlag Standort: 2046 (Szenario A) bis 2068 (Szenario B)





hWps://www.bge.de/fileadmin/user_upload/Standortsuche/Wesentliche_Unterlagen/Methodik/Phase_I_SchriW_2/20231
005_Kurzfassung_Veroeffentlichung_Vorgehen_zur_ErmiWlung_von_Standortregionen_REV00_barrierefrei.pdf









Länger als geplant – Was bedeutet der angepasste 
Zeitplan für die Zwischenlagerung?
2. März 2023

Grafikquelle: Die Zeit Nr.43/2020 – Infografik https://www.zeit.de/2020/43/infografik-atommuell-endlager-suche-geologie-radioaktivitaet?page=2

https://www.zeit.de/2020/43/infografik-atommuell-endlager-suche-geologie-radioaktivitaet?page=2


Was sind Zwischenlager?
a) Zentrale Zwischenlager für hoch radioakBve Abfälle:

Ø Im Brennelemente-Zwischenlager Ahaus (BZA, Nordrhein-Wes:alen) werden 
abgebrannte Brennelemente aus verschiedenen Kernkra7werken sowie Brennelemente 
aus Versuchs-, Demonstra=ons- und Forschungsreaktoren au?ewahrt.

Ø Im Brennelemente-Zwischenlager Gorleben (BZG, Niedersachsen) werden bestrahlte 
Brennelemente aus verschiedenen Kernkra7werken au?ewahrt. Zudem lagern dort 
Behälter mit verglasten Abfällen aus der Wiederaufarbeitung

Ø Im Zwischenlager Nord (ZLN) in Rubenow/ Mecklenburg-Vorpommern werden 
abgebrannte Brennelemente aus den Reaktoren Rheinsberg und Greifswald, Brennstäbe 
aus der Kernreaktoranlage Karlsruhe (KNK II), dem Nuklearschiff OMo Hahn sowie 
hochradioak=ve Glaskokillen aus der Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe (WAK) 
au?ewahrt.



Was sind Zwischenlager?
b) Dezentrale Zwischenlager

Ø Mit der Novellierung des Atomgesetzes (AtG) im Jahr 2002 erfolgte eine Änderung des 
Entsorgungskonzepts: 
- Pflicht der Betreiber der Kernkraftwerke (KKW) zur Aufbewahrung bestrahlter 

Brennelemente an den KKW-Standorten bis sie endlagergerecht konditioniert und 
schließlich endgelagert werden können; 

- Genehmigung erfolgte durch Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) mit einer Befristung 
auf 40 Jahre

Ø Seit 2005 Verbot der Abgabe bestrahlter Brennelemente zur Wiederaufarbeitung
(vgl. § 9a Abs. 1 S. 2 AtG)

Ø Derzeit gibt es in Deutschland 12 dezentrale Brennelemente-Zwischenlager an ehemaligen 
Kernkraftwerk Standorten.

Ø Nach der Abschaltung der noch bis April 2023 laufenden KKW werden voraussichtlich noch 3 
weitere dezentrale Zwischenlager hinzukommen.

Ø Im Zwischenlager Jülich (Nordrhein-Westfalen) lagern die abgebrannten 
Brennelementekugeln aus dem Betrieb des Atomversuchsreaktors Jülich (AVR) 
- Ende Juni 2013 ist die Genehmigung für das AVR-Behälterlager abgelaufen.



Laufzeiten der Genehmigungen 
DER Zwischenlager

Zeit Ort

Aktuell ohne Jülich, Brunsbüttel

Bis 2034 Transportbehälter in Gorleben

Bis 2036 Transportbehälter in Ahaus *

Bis 2039 Halle 8 im Zwischenlager Nord Rubenow (Lubmin)

Bis 2042 Standortzwischenlager Lingen

Bis 2046 Standortzwischenlager Biblis, Grafenrheinfeld, Grohnde, 
Gundremmingen, Krümmel, Neckarwestheim

Bis 2047 Standortzwischenlager Brockdorf, Isar, Philippsburg, Unterweser

• Für 305 Behälter mit Brennelementen des Thorium-Hoch-Temperatur-Reaktors 
aus Hamm-Uentrop läuft die Genehmigung bereits 2032 ab

Die von der BGE veröffentlichte Zeitplanung sieht die Standortentscheidung 
für ein Endlager für 2046 – 2068 vor. 



Behälter für Transport und Zwischenlagerung

Problema)k einer verlängerten Zwischenlagerung

• Allgemeines Gefährdungsrisiko einer oberirdischen Lagerung ist größer als einer :efengeologischen Lagerung

• Unkenntnis über den Zustand der Brennstäbe innerhalb der Behälter nach einer Lagerung über 40 Jahre
• S"chwort: Korrosion à sind die Brennstäbe noch so weit intakt, dass diese in einen Endlagerbehälter umgeladen werden 

können?
• Wenn nein : Können Zwischenlagerbehälter zu Endlagerbehältern werden?

• Transportzulassungen der Behälter laufen aus
• Können diese verlängert werden?
• Wenn nein: Kann der Inhalt in einen neuen Behälter verladen werden?
• Vor Ort je nach Zeitpunkt schwierig, da in den wenigsten Fällen die dafür notwendige Infrastruktur vorhanden ist (S"chwort: 

Heiße Zelle)

• Die BGZ bereitet derzeit neue Genehmigungsverfahren vor. Ziel ist die Erlangung einer unbefristeten 
Genehmigung.



Wer Trägt die Kosten?

• Durch das Gesetz zur Neuordnung der Verantwortung in der kerntechnischen Entsorgung (Link) wurden die 
organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen für die S7lllegung und den Rückbau der KKW sowie 
für die Entsorgung der radioak7ven Abfälle wie folgt neu geregelt: 

Ø Die Abfallverursacher wurden verpflichtet zum 1. Juli 2017 rund 24 Mrd. Euro in einen Entsorgungsfonds
einzuzahlen,

Ø im Gegenzug hat der Bund die Verantwortung und die Kosten für die weitere Zwischen- und Endlagerung
übernommen,

Ø Die Verantwortung und die Kosten für die S6lllegung und den Rückbau der KKW Anlagen sowie die 
Verpackung der radioak6ven Abfälle sind jedoch bei den jeweiligen Betreibern verblieben.

https://www.gesetze-im-internet.de/vkenog/BJNR011409017.html


(Abbildung 1). Dabei kommen für die Bewertung und Einengung der Gebiete drei zentrale Werk- zeuge 
aufeinanderfolgend zum Einsatz: zunächst die repräsentativen vorläufigen Sicherheits- untersuchungen (rvSU), 
dann die geowissenschaftlichen Abwägungskriterien (geoWK) und ggf. die planungswissenschaftlichen 
Abwägungskriterien (planWK). 
In den rvSU werden Gebiete schrittweise in die Kategorien D bis A eingestuft. Dieses methodische Vorgehen sowie 
die Kategorien wurden im veröffentlichten Konzept zu den rvSU in 2022 dargestellt (BGE 2022a). Dabei gehen 
Gebiete der Kategorie A als Ergebnis der rvSU hervor und stellen die unter Sicherheitsaspekten günstigsten Gebiete 
dar. Auf die Kategorie A-Gebiete werden nach Abschluss der rvSU die geoWK angewendet, bevor sie – auf 
Grundlage der Ergebnisse von rvSU und geoWK – miteinander verglichen werden, um potenzielle Standortregionen 
zu ermitteln. Auf diese potenziellen Standortregionen werden ggf. die planWK angewendet. Finales Ergebnis ist 
dann der Standortregionenvorschlag, der an das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) 
übermittelt wird. 



Gutachten im Kontext Daten

31https://www.nationales-begleitgremium.de/DE/WasWirMachen/Publikationen/publikationen_node.html
https://www.nationales-begleitgremium.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Expertensuche_Formular.html?cl2Categories_Inhaltsart=Gutachten&pageLocale=de

Wirtsgestein Kristallin 
(Dr. F. Fusseis) 

Prüfung 
Ausschlusskrit. 
seismische 
Ak;vität 
(Prof. Dr. F. Wenzel) 

Wirtsgestein Ton 
(Prof. Dr. R. Rausch)

Wirtsgestein Steinsalz 
(Prof. Dr. R. Rausch) 

Prüfung 
Ausschlusskrit. 
vulkanische 
Ak;vität 
(Dr. J. Zemke) 

https://www.nationales-begleitgremium.de/DE/WasWirMachen/Publikationen/publikationen_node.html




www.endlagersuche-infoplattform.de



AG 10: Wie heiß ist zu heiß? Grenztemperatur im 
Standortauswahlverfahren 
Niklas Bertrams (BGE Technology GmbH), Wolfram Rühaak (BGE mbH), Jens Wolf (GRS gGmbH1), Stefan Wenzel (ehem. Mitglied der Endlagerkommission) 

Der Begriff Grenztemperatur bezeichnet im Stand- ortauswahlgesetz die in einem Endlager für hoch- 
radioaktive Abfälle maximal zulässige Temperatur an der Außenfläche der Abfallbehälter. Die Temperatur 
hat einen wesentlichen Einfluss auf die im Endlager ablaufenden Prozesse. Diskutiert werden die für ein 
Endlager wesentlichen Aspekte, z. B. Langzeitsicher- heit, Auslegung, Betrieb und Rückholung. 




